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Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Landwirtschaftliche 

Rentenbank 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos“ 
sen: 

Artikel I 

Das Gesetz über die Landwirtschaftliche Renten- 
bank in der Fassung vom 14. September 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1330) wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 2 

(1) Das Grundkapital der Landwirtschaft- 
lichen Rentenbank beträgt 200 Millionen Deut- 
sche Mark. 

(2) Zur Verstärkung ihres Kapitals ist eine 
Hauptrücklage zu bilden. Dieser ist die Hälfte 
des nach Zuführung zu der Deckungsrücklage 
(Absatz 3) verbleibenden Reingewinns zuzu- 
weisen. 

(3) Neben der Hauptrücklage (Absatz 2) ist 
eine besondere Deckungsrücklage zu bilden; sie 
dient der Schaffung zusätzlicher Sicherheiten 
für die von der Landwirtschaftlichen Renten- 
bank ausgegebenen Schuldverschreibungen. Die 
Deckungsrücklage darf fünf vom Hundert des 
Nennbetrages der jeweils im Umlauf befind- 
lichen Schuldverschreibungen nicht überschrei- 
ten. Über die Zuführung zu der Deckungsrück- 
lage beschließt der Verwaltungsrat; mehr als 
fünfzig vom Hundert des Reingewinns dürfen 
ihr nicht zugewiesen werden." 

2. § 3 wird gestrichen. 

3. a) § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b Satz 3 erhält 

folgende Fassung: „Kredite an Unterneh- 
men, die mit einem der unter Buchstabe a 
bezeichneten Kreditinstitute in Kreditver- 
bindung stehen, dürfen nur im Einverneh- 
men mit dem Kreditinstitut gewährt wer- 
den." 

b) In § 4 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 wird das Wort 
„Ziffer" ersetzt durch das Wort „Nummer". 

c) § 4 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die. Begebung von Schuldverschreibungen 
auf den Inhaber bedarf der Genehmigung 
des Bundesministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten, des Bundesministers 


der Finanzen und des Bundesministers für 
Wirtschaft." 

d) § 4 Abs. 1 Nr. 4 Halbsatz 2 erhält folgende 
Fassung: 

„unbeschadet ihrer Eigenschaft als Bankier 
im Sinne des Scheckgesetzes vom 14. August 
1933 (Reichsgesetzbl. I S. 597) sind der Land- 
wirtschaftlichen Rentenbank die Herein- 
nahme von Depositen und der Effektenhan- 
del für fremde Rechnung nicht gestattet, es 
sei denn, es handelt sich um 

a) Geschäfte für Betriebsangehörige, 

b) Einlagen des Bundes und seiner Sonder- 
vermögen, 

c) Einlagen zentraler, sich über das Bundes- 
gebiet erstreckender berufsständischer 
Organisationen der Land- und Forstwirt- 
schaft, 

d) Einlagen der in Nummer 1 Buchstabe b 
bezeichneten Unternehmen." 

e) § 4 Abs. 3 wird gestrichen. 

4. § 6 Abs. 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Der Vorstand führt die Geschäfte der 
Landwirtschaftlichen Rentenbank, soweit diese 
Aufgabe nicht durch Gesetz oder Satzung ande- 
ren Organen zugewiesen ist." 

5. a) § 7 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. dem Vorsitzenden und seinem Stellver- 
treter; sie sollen auf dem Gebiete der 
Landwirtschaft und des landwirtschaft- 
lichen Kreditwesens erfahrene Persön- 
lichkeiten sein. Der Vorsitzende und 
sein Stellvertreter werden vom Ver- 
waltungsrat gewählt; die Wahl ist nicht 
auf die Mitglieder des Verwaltungs- 
rates beschränkt;" 

b) In § 7 Abs. 1 Nr. 5 werden die Worte „der 
Bank deutscher Länder" ersetzt durch die 
Worte „der Deutschen Bundesbank". 

6. In § 8 Abs. 1 wird Satz 2 gestrichen. 

7. § 9 erhält folgende Fassung: 

.§ 9 

. Gewinnverwendung 

über die Verwendung des Reingewinns, der 
nach Zuführung der in § 2 Abs. 2 und 3 bezeich- 
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neten Beträge zu der Haupt- und der Deckungs- 
rücklage verbleibt, beschließt die Anstaltsver- 
sammlung auf Vorschlag des Verwaltungsrates, 
Der Reingewinn darf nur für eine das Allge- 
meininteresse wahrende Förderung der Land- 
wirtschaft, insbesondere der landwirtschaft- 
lichen Erzeugung oder der landwirtschaftlichen 
Forschung, verwendet werden. Dabei soll min- 
destens die Hälfte des zur Verteilung kommen- 
den Betrages dem bei der Landwirtschaftlichen 
Rentenbank gemäß § 10 Abs. 3 des Gesetzes 
zur Abwicklung der landwirtschaftlichen Ent- 
schuldung vom 25. März 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 203) gebildeten Zweckvermögen zufließen, 
solange dieses von der Landwirtschaftlichen 
Rentenbank verwaltet wird und Aufgaben zu 
erfüllen hat, die den Aufgaben der Landwirt- 
schaftlichen Rentenbank und den Bestimmungen 
über die Verwendung ihres Reingewinns ent- 
sprechen, und solange die Landwirtschaftliche 
Rentenbank von allen Steuern vom Vermögen, 
vom Einkommen und vom Gewerbebetrieb be- 
freit ist." 

8. § 14 wird gestrichen. 

9. § 15 erhält folgende Fassung: 

„§ 15 

Zwangsvollstreckung und Konkurs 

(1) Arreste und Zwangsvollstreckungen in 
die zu einer Deckungsmasse nach § 18 Abs. 2 
gehörenden Vermögenswerte finden nur wegen 
der Ansprüche aus den Schuldverschreibungen 
statt. Ist für eine einzelne Ausgabe von Schuld- 
verschreibungen eine gesonderte Deckungs- 
masse gebildet worden, so finden Arreste und 
Zwangsvollstreckungen in die Vermögenswerte, 
die zu dieser Deckungsmasse gehören, nur we- 
gen der Ansprüche aus den Schuldverschreibun- 
gen der Ausgabe statt, für die sie gebildet wor- 
den ist. 

(2) Im Falle des Konkurses gehen bei der 
Befriedigung aus der nach § 18 Abs, 2 gebilde- 
ten Deckungsmasse die Forderungen der Inha- 
ber der Schuldverschreibungen einschließlich 
ihrer seit Eröffnung des Konkursverfahrens lau- 
fenden Zinsforderungen den Forderungen aller 
anderen Konkursgläubiger vor. Die Forderun- 
gen aus den Schuldverschreibungen haben un- 
tereinander gleichen Rang. Ist für eine einzelne 
Ausgabe von Schuldverschreibungen eine ge- 
sonderte Deckungsmasse gebildet worden, so 
gehen bei der Befriedigung aus den Vermögens- 
werten, die zu dieser Deckungsmasse gehören, 
die Forderungen aus Schuldverschreibungen der 
Ausgabe, für die sie gebildet worden ist, den 
Forderungen aus anderen Schuldverschreibun- 
gen vor. 

(3) Auf den Anspruch der Inhaber der Schuld- 
verschreibungen auf Befriedigung aus dem son- 
stigen Vermögen der Landwirtschaftlichen Ren- 
tenbank sind die Vorschriften der §§ 64, 153, 
155, 156 und 168 Nr. 3 der Konkursordnung über 


die abgesonderte Befriedigung entsprechend an- 
zuwenden. 

(4) Im Konkursfalle können die in § 3 Nr. 3 
des Gesetzes über die Rentenbankgrundschuld 
vom 11. Mai 1949 (Gesetzblatt der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes S. 79) be- 
zeichneten Rentenbankgrundschuldzinsen auch 
noch nach Ablauf des für ihre Erhebung vorge- 
sehenen Zeitraumes von zehn Jahren erhoben 
werden, jedoch nur, soweit dies zur Erfüllung 
der durch die Rentenbankgrundschuld gesicher- 
ten Verpflichtungen notwendig ist." 

10. § 18 erhält folgende Fassung: 

»§ 18 

Deckungsvorschriften 

(1) Die von der Landwirtschaftlichen Renten- 
bank ausgegebenen Schuldverschreibungen müs- 
,sen in vollem Umfang sowohl der Höhe des 
Umlaufs als auch dem Zinsertrag nach gedeckt 
sein. Als Deckung sind zulässig 

1. für Schuldverschreibungen, die eine 
Laufzeit von fünf Jahren und mehr 
haben, 

a) die Rentenbankgrundschuld oder 
andere öffentliche Grundstücks- 
lasten, 

b) Pfandbriefe oder Schuldverschrei- 
bungen nach dem Hypotheken- 
bankgesetz oder dem Gesetz über 
die Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffentlich- 
rechtlicher Kreditanstalten; diesen 
stehen die von öffentlich-recht- 
lichen Grundkreditanstalten be- 
gründeten Schuldbuchforderungen 
gleich, 

c) auf die Landwirtschaftliche Ren- 
tenbank ausgestellte oder an sie 
abgetretene oder verpfändete 
Schuldverpflichtungen von Gebiets- 
körpersdiaften oder öffentlich- 
rechtlichen Trägern der Landes- 
kultur, 

d) andere Sicherheiten, die den Anfor- 
derungen des Hypothekenbankge- 
setzes oder des Gesetzes über die 
Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffentlich- 
rechtlicher Kreditanstalten entspre- 
chen,- 

2. für Schuldverschreibungen mit kürze- 
rer Laufzeit außer den in Nr. 1 Buch- 
staben a bis d genannten Deckungs- 
werten auch Darlehensforderungen, 
für die sichere Grundpfandrechte oder 
andere nach bankmäßigen Grund- 
sätzen ausreichende Sicherheiten be- 
stehen. 

Vorübergehend kann fehlende Deckung für die 
unter l.bezeichneten Schuldverschreibungen an- 
derweit nach Maßgabe der Vorschriften des 
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Hypothekenbankgesetzes, für die unter 2. be- 
zeichneten Schuldverschreibungen durch andere 
Vermögenswerte der Landwirtschaftlichen Ren- 
tenbank ersetzt werden. 

(2) Für die Schuldverschreibungen ist eine 
Deckungsmasse, im Bedarfsfälle für eine Aus- 
gabe von Schuldverschreibungen eine geson- 
derte Deckungsmasse zu bilden, die unter der 
Verwaltung eines oder mehrerer Treuhänder 
steht. Treuhänder und etwaige Stellvertreter 
werden auf Vorschlag der Landwirtschaftlichen 
Rentenbank von dem Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten zusammen 
mit dem Bundesminister der Finanzen ernannt. 
Für sie gelten die Bestimmungen über Treuhän- 
der von Hypothekenbanken und öffentlich- 
rechtlichen Pfandbriefinstituten sinngemäß. 

(3) Die nach Absatz 1 Nr. 1 gedeckten Schuld- 
verschreibungen der Landwirtschaftlichen Ren- 
tenbank, die nicht auf ausländische Zahlungs- 
mittel lauten, sind zur Anlegung von Mündel- 
geld geeignet. Soweit Unternehmen nach Ge- 
setz oder Satzung Geld in mündelsicheren Wer- 
ten anzulegen haben, stehen die nach Absatz 1 
Nr. 2 gedeckten Schuldverschreibungen der 
Landwirtschaftlichen Rentenbank, die nicht auf 
ausländische Zahlungsmittel lauten, diesen 
Werten gleich." 

11. a) § 19 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Kreditinstitute können sich bei der 
Gewährung von Darlehen aus Mitteln, die 
sie von der Landwirtschaftlichen Renten- 
bank erhalten, die Verzinsung rückständiger 
Zinsen im voraus versprechen lassen." 

b) § 19 erhält folgenden Absatz 4: 

„(4) § 4 Abs. 1 des Gesetzes über weitere 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Hypothe- 
ken- und Schiffsbankrechts sowie über Aus- 
nahmen von § 247 Abs. 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches vom 30. April 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 115) gilt auch für die von der 
Landwirtschaftlichen Rentenbank gewährten 
Darlehen, wenn die für sie gestellten Sicher- 
heiten zu einer nach § 18 Abs. 2 gebildeten 
Deckungsmasse gehören oder gehören sol- 
len." 


Artikel II 

Im Falle des Konkurses über das Vermögen der 
Landwirtschaftlichen Rentenbank können im Saar- 
land anstelle der in § 15 Abs. 4 des Gesetzes über 
die Landwirtschaftliche Rentenbank vorgesehenen 
weiteren Rentenbankgrundschuldzinsen von den 
Eigentümern der dauernd landwirtschaftlichen, forst- 
wirtschaftlichen oder gärtnerischen Zwecken dienen- 
den Grundstücke entsprechende Beträge erhoben 
werden. Die Höhe dieser Beträge und die Art ihrer 
Erhebung werden durch Rechtsverordnung bestimmt, 
die der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen und mit Zustimmung des 
Bundesrates erläßt. 

Artikel III 

Soweit in anderen Gesetzen oder Verordnungen 
auf Vorschriften verwiesen wird, die durch dieses 
Gesetz aufgehoben oder geändert werden, erhält die 
Verweisung ihren Inhalt aus den entsprechenden 
Vorschriften dieses Gesetzes. 

A r t i k e 1 IV 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, den Wortlaut 
des Gesetzes über die Landwirtschaftliche Renten- 
bank in der nach diesem Gesetz geltenden Fassung 
mit neuem Datum und unter neuer Überschrift be- 
kanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten des 
Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel V 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der § 12 Abs. 1 
und § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Ber- 
lin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

A r t i k e 1 VI 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Die Vorschriften über das haftende Eigenkapital 
(Grundkapital und Sonderrücklage) der Landwirt- 
schaftlichen Rentenbank und über die Gewinnver- 
wendung stehen in engem Zusammenhang mit der 
laut § 3 Nr. 3 des Gesetzes über die Rentenbank- 
grundschuld vom 11. Mai 1949 (WiGBl. S. 79) zeit- 
lich begrenzten Erhebung von Rentenbankgrund- 
schuldzinsen für die Kapitalausstattung der Bank. 
Nachdem die zehnjährige Frist für diese Erhebung 
abgelaufen ist und die haftenden Eigenmittel inzwi- 
schen die in § 2 Abs. 2 als Maßstab für die ver- 
stärkte Dotierung der Hauptrücklage genannte 
Höhe von 200 Mill. DM erreicht haben, ist eine 
gesetzliche Neuregelung erforderlich. Die gleichfalls 
an diese Kapitalgrenze und an die Erhebungsfrist 
für die Rentenbankgrundschuldzinsen gebundene, 
befristete Steuerbefreiung der Bank (§ 14) ist inzwi- 
schen anderweitig, nämlich auf Grund des Steuer- 
änderungsgesetzes 1961 vom 13. Juli 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 981) ohne Befristung verlängert wor- 
den, so daß § 14 des Gesetzes über die Landwirt- 
schaftliche Rentenbank überholt ist. Gelegentlich | 
dieser notwendigen Gesetzesänderungen erscheint | 
es angezeigt, zugleich auch einige überholte Über- 
gangsregelungen zu beseitigen, unrichtig gewor- 
dene Bezeichnungen zu berichtigen und praktische j 
Erfahrungen, die sich bei der Anwendung einzelner 
Vorschriften ergeben haben, zu berücksichtigen. i 

* i 

Die Durchführung des Gesetzes bringt keine Kosten ; 
für den Bund oder die Länder mit sich. | 

11. Zu den einzelnen Vorschriften 
Artikel I 

Nr. 1 (§ 2) 

Zu Absatz 1 

Das Gesetz konnte die Höhe des Grundsapitals 
nicht angeben, da die Summe der geschuldeten Ren- 
tenbankgrundschuldzinsen im voraus nicht mit hin- 
reichender Genauigkeit zu beziffern war. Inzwi- 
schen hat sich ergeben, daß nach Abzug der gemäß 
§ 3 an die Deutsche Genossenschaftskasse abzufüh- 
renden 64 Mill. DM rd. 170 Mill. DM eingegangen 
sind; mehr als 30 Mill. DM konnten hierüber hinaus 
der Hauptrücklage (Absatz 2) zugeführt werden. Es 
erscheint berechtigt, diesen Betrag dem Grundkapi- 
tal zuzuschlagen und dieses — abgerundet — auf 
200 Mill. DM festzusetzen. 

Zu Absatz 2 und 3 

Der Hauptrücklage sind bisher 90 v. H. der Rein- 
gewinne zuzuführen. Zwar wird eine Hauptrücklage 
auch künftig beizubehalten und zu stärken sein, 
doch erscheint die Beschränkung der Zuweisungen 
auf die Hälfte der Reingewinne ausreichend. 


Alle juristischen Personen des privaten oder öffent- 
lichen Rechts haben die Möglichkeit, ihr Eigenkapi- 
tal dem sich ändernden Volumen ihrer Geschäfts- 
tätigkeit anzupassen, sei es durch Ausgabe neuer 
Aktien oder Geschäftsanteile, sei es durch neue Ein- 
schüsse oder Dotationen des Öffentlichen Kapital- 
trägers. Da die Landwirtschaftliche Rentenbank ihr 
Grundkapital aus den ihr zugeflossenen Renten- 
bankgrundschuldzinsen gebildet hat und diese seit 
dem 31. Dezember 1958 nicht mehr erhoben werden, 
muß sie die Möglichkeit haben, ihre eigenen Mittel 
durch jährliche Dotierung der Hauptrücklage zu 
verstärken. Dies ist nicht nur im Llinblick auf eine 
weitere Ausdehnung ihrer Geschäftstätigkeit im 
Bundesgebiet erforderlich, sondern auch mit Rück- 
sicht auf die künftige Wiedervereinigung Deutsch- 
lands, bei der mit erheblichen Aufwendungen auch 
der Landwirtschaftlichen Rentenbank, jedoch nicht 
mehr mit einem Aufkommen an Rentenbankgrund- 
schuldzinsen aus den verarmten Gebieten Mittel- 
deutschlands gerechnet werden kann. 

Die Vorschriften gehören im übrigen zu den Be- 
stimmungen über die Gewinnverwendung; sie sind 
daher im Zusammenhang mit § 9 zu betrachten. 
Danach ergibt sich folgendes: 

Aus dem um die üblichen Abschreibungen, Wert- 
berichtigungen, Rücklagen und Rückstellungen ge- 
kürzten Betriebsgewinn sind Sonderrücklagen zur 
Sicherung der Inhaber von Schuldverschreibungen 
der Landwirtschaftlichen Rentenbank zu bilden. 
Diese Sonderrücklagen sollen bis zu 5 v. H. der 
jeweils ausgegebenen Schuldverschreibungen betra- 
gen, in einem Jahr jedoch nicht mehr als 50 v. H. 
des vorbezeichneten Gewinns beanspruchen (§ 2 
Abs. 4). 

Der verbleibende Gewinn ist als Reingewinn im 
Jahresabschluß auszuweisen. Er ist künftig zur 
Hälfte der Hauptrücklage zuzuweisen (§ 2 Abs. 2). 
Uber die zweite Hälfte des Reingewinns beschließt 
dann die Anstaltsversammlung auf Vorschlag des 
Verwaltungsrates. Die verfügbaren Beträge dürfen 
nur für eine das Allgemeininteresse wahrende För- 
derung der Landwirtschaft, insbesondere der land- 
wirtschaftlichen Erzeugung oder der landwirtschaft- 
lichen Forschung, verwendet werden. Dabei ist eine 
Berücksichtigung des bei der Landwirtschaftlichen 
Rentenbank gebildeten Zweckvermögens mit min- 
destens der Hälfte erwünscht (§ 9). 

Die Bestimmung des § 2 Abs. 3 entspricht inhaltlich 
dem § 3 der Satzung. Sie gehört in das Gesetz, 
jedenfalls nach der Änderung des bisherigen § 2 
Abs. 2. Neu ist lediglich der letzte Halbsatz, der die 
Höhe der Zuführungen zu den Sonderrücklagen ein- 
schränkt. 

Der bisherige Absatz 3 ist inhaltlich in die Neufas- 
sung von § 9 eingearbeitet worden. 
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Nr. 2 (§ 3) 

Diese Vorschrift ist gegenstandslos geworden, nach- 
dem der gesetzlich normierte Betrag von 64 Mill. 
DM an die Deutsche Genossenschaftskasse voll ab- 
geführt worden ist. 

Nr. 3 (§ 4) 

Zu a) 

Bei der Bestimmung der Nr. 1 Buchstabe b handelt 
es sich um die sogenannte „Zulassung zum direkten 
Kreditverkehr" mit der Landwirtschaftlichen Ren- 
tenbank. Es widerspricht dem Begriff der unmittel- 
baren Kreditgewährung, wenn die Mittel über ein 
anderes Kreditinstitut zu leiten sind. Die jetzt vor- 
gesehene Fassung wird dem Zweck der Vorschrift 
besser gerecht. Zugleich sind die Worte „bank- 
geschäftliche Verbindung" durch „Kreditverbin- 
dung" ersetzt worden, denn die gegenwärtige For- 
mulierung konnte Schwierigkeiten hervorrufen, 
weil jede bankgeschäftiiche Verbindung, auch eine 
völlig untergeordnete, ein Interventionsrecht gab. 
Tatsächlich sollte aber die „Hausbank" nur als Kre- 
ditgeber geschützt werden. Dieser Forderung wird 
der neue Wortlaut besser gerecht. 

Zu b) 

Redaktionelle Änderung gemäß dem neueren 
gesetzgeberischen Sprachgebrauch. 

Zu c) 

ln Anlehnung an die bei der Deutschen Genossen- 
schaftskasse bereits vollzogene Gesetzesänderung 
wird auch bei der Landwirtschaftlichen Rentenbank 
eine Genehmigung durch die beteiligten Ressort- 
minister anstelle einer solchen durch die Bundes- 
regierung für ausreichend gehalten. Es wird durch 
diese Vereinfachung ein erheblicher Verwaltungs- 
aufwand gespart und für die Institute Zeit gewon- 
nen. § 795 BGB bleibt unberührt. 

Zu d) 

An dem grundsätzlichen Verbot der Hereinnahme 
von Depositen und des Effektenhandels für fremde 
Rechnung wird festgehalten. Es sind jedoch einige 
Ausnahmen begründet. 

Bei der ersten (Geschäfte für Betriebsangehörige) 
handelt es sich um eine Selbstverständlichkeit, wie 
sie bei allen Banken geübt wird. Ihre Erwähnung 
wurde bisher für überflüssig gehalten; jetzt geben 
jedoch § 3 Nr. 2 des DGK-Gesetzes und § 25 des 
Bundesbankgesetzes Anlaß zu einer Änderung. Ihre 
Aufnahme an erster (und nicht an letzter) Stelle 
hat den Grund darin, daß es sich um eine Aus- 
nahme von beiden Verboten handelt, während die 
weiteren nur das Depositenverbot betreffen. 

Die zweite Ausnahme (Einlagen des Bundes und 
seiner Sondervermögen) ist ausgelöst worden durch 
§17 des Bundesbankgesetzes und die dazugehören- 
den Ausführungen in der amtlichen Begründung 
(Drucksache 2781 der 2. Wahlperiode S. 29). Nach 
§ 17 dieses Gesetzes hat die öffentliche Hand 
ihre flüssigen Mittel grundsätzlich bei der Deut- 


schen Bundesbank anzulegen; Ausnahmen bedürfen 
der Zustimmung der Deutschen Bundesbank. Nun 
ergibt die Begründung zu dieser Vorschrift aber, 
daß die Deutsche Bundesbank aus währungspoli- 
tischen Gründen auch einmal eine anderweitige An- 
legung dieser Mittel veranlassen kann. Für diesen 
Ausnahmefall muß die Landwirtschaftliche Renten- 
bank als landwirtschaftliche Zentralbank in der 
Lage sein, solche Gelder bei sich aufzunehmen. Da- 
bei wird dieses Recht auf Bundeseinlagen be- 
schränkt. 

Die dritte Ausnahme betrifft praktisch den Deut- 
schen Bauernverband, evtl, wenige andere Zusam- 
menschlüsse der Land- oder Forstwirtschaft auf 
Bundesebene. Auch hier wird also auf die Landes- 
ebene verzichtet, so daß der Umfang der sich erge- 
benden Möglichkeiten von vornherein äußerst be- 
grenzt ist. 

Schließlich betrifft die letzte Ausnahme solche Un- 
ternehmen, die mit der Landwirtschaftlichen Ren- 
tenbank in direktem Kreditverkehr stehen (§ 4 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a). Bei diesen wenigen 
Unternehmen (Vorratsstellen und Beteiligungs- 
gesellschaften) macht sich das Fehlen der Möglich- 
keit, Einlagen hereinzunehmen, im laufenden Ge- 
schäfts- und Abrechnungsverkehr störend bemerk- 
bar. 

Zu e) 

Der Inhalt der Vorschrift über die Mündelsicherheit 
von Schuldverschreibungen der Landwirtschaft- 
lichen Rentenbank ist des engen Sachzusammen- 
hanges wegen in § 18 übernommen worden (Ab- 
satz 3), der die Deckungsbestimmungen zum Gegen- 
stand hat. 

Nr. 4 (§ 6) 

Sprachliche Verbesserung ohne materiellen Gehalt. 

Nr. 5 (§ 7) 

Zu a) 

Der Geschäftsumfang der Bank läßt es angezeigt 
erscheinen, an den stellvertretenden Vorsitzenden 
des Verwaltungsrates die gleichen fachlichen Anfor- 
derungen zu stellen wie an den Vorsitzenden selbst, 
und die Institution des stellvertretenden Vorsitzen- 
den, die z. Z. nur in der Satzung geregelt ist, im 
Gesetz zu verankern, wobei zweckmäßigerweise zu- 
gleich die Möglichkeit zu berücksichtigen war, daß 
der Verwaltungsrat eine geeignete Persönlichkeit 
außerhalb seines Mitgliederkreises auswählen 
möchte. Eine gleichartige Regelung besteht bei der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau. 

Durch die Änderung von § 7 Abs. 1 Nr. 1 kann sich 
die Zahl der Verwaltungsratsmitglieder um eines 
erhöhen, muß es aber nicht — je nachdem ob der 
Verwaltungsrat den stellvertretenden Vorsitzenden, 
wie bisher laut Satzung, aus seiner Mitte oder von 
außerhalb wählt. 

Zu e) 

Anpassung an die Namensänderung der Notenbank. 
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Nr. 6 

§ 8 Abs. 1 Satz 2 war eine nunmehr entbehrliche 
Übergangsvorschrift. 

Nr. 7 (§ 9) 

Wie bereits oben zu Nr. 2 dargelegt wurde, bedür- 
fen die Vorschriften über die Verwendung des Ge- 
winns einer Neuregelung, nachdem sich die vorge- 
sehenen 200 Mill. DM haftenden Eigenmittel ange- 
sammelt haben und eine Dotierung der Hauptrück- 
lage im bisherigen Umfang nicht mehr erforderlich 
ist. Der wesentliche Teil dieser Neuregelung ist im 
neuen § 2 enthalten, während § 9 die Verteilung 
des nach Speisung der gesetzlich vorgeschriebenen 
Rücklagen verbleibenden restlichen, nunmehr ver- 
größerten Teiles des Reingewinns nach den bishe- 
rigen Grundsätzen und Methoden regelt. Neu ist 
lediglich die Sollvorschrift über die Berücksichti- 
gung des — bisher nur im wegfallenden § 2 Abs. 4 
gewissermaßen nachrichtlich erwähnten — Zweck- 
vermögens, dem eine erhebliche Bedeutung zu- 
kommt, da es nach dem Entschuldungsabwicklungs- 
gesetz vornehmlich dem wichtigen Zweck dient, 
unwirtschaftliche Besitzzersplitterungen (Realteilun- 
gen) vermeiden zu helfen. 

Nr. 8 (§ 14) 

Im allgemeinen Teil der Begründung wurde 
schon darauf hingewiesen, daß durch Änderung der 
Steuergesetze die bisherige befristete bzw. bedingte 
Steuerbefreiung der Landwirtschaftlichen Renten- 
bank uneingeschränkt fortgeführt wird; § 14 ist 
daher überholt und kann wegfallen. 

Nr. 9 

Die Neufassung des § 15 dient vornehmlich 

einer Angleichung an die gegenüber dem bisherigen 
Wortlaut neueren, eine vergleichbare Materie re- 
gelnden Vorschriften in § 17 des Gesetzes über die 
Deutsche Genossenschaftskasse in der Fassung vom 
4. April 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 372); zudem 
wurden im Interesse der besseren Verständlichkeit 
sprachliche Änderungen vorgenommen. 

Der bisherige Äbsatz 1 kann wegfallen, weil die 
Konkursordnung ohnehin direkte Änwendung findet 
und diese Tatsache keiner Erwähnung bedarf, insbe- 
sondere nicht von einer nur analogen Änwendung 
gesprochen werden kann. 

Nr. 10 

Die neue Fassung des § 18 erscheint aus mehre- 
ren Gründen geboten. Durchgehend ist nicht 
mehr nur von Inhaberschuldverschreibungen ge- 
sprochen, sondern von „Schuldverschreibungen", so 
daß auch Namensschuldverschreibungen einbezo- 
gen sind, die damit den gleichen Deckungsvorschrif- 
ten unterliegen und im Konkurs die gleichen Vor- 
rechte genießen wie Schuldverschreibungen auf den 
Inhaber. 

Diese andersartige Bezeichnung bedeutet jedoch 
keine materiell-rechtliche Neuerung, sondern dient 
nur der Klarstellung, da nach § 806 BGB ohnedies 
eine Inhaberschuldverschreibung jederzeit auf den 
Namen umgeschrieben werden kann. 


Zu Absatz 1 

Die Differenzierung der Deckungsvorschriften nach 
der Laufzeit (5 Jahre und darüber einerseits,- unter 
5 Jahren andererseits) ergibt sich daraus, daß für 
die seit der letzten Neufassung des Gesetzes über 
die Landwirtschaftliche Rentenbank neu entstandene 
Wertpapierform der Kassenobligationen nicht die 
gleichen strengen Änforderungen wie an langfri- 
stige, pfandbriefähnliche Emissionen gestellt werden 
können, weil dem Schuldner, der aus dem Emis- 
sionserlös ein mittelfristiges Darlehen (meist für Er- 
gänzung des Inventars) erhält, für diese relativ 
kurze Laufzeit nicht immer die Einräumung eines 
erststelligen Grundpfandrechtes möglich ist. Es er- 
scheint daher ausreichend, wenn für die Kassenobli- 
gationen der Landwirtschaftlichen Rentenbank die 
gleichen Deckungswerte zugelassen werden wie für 
die entsprechenden Schuldverschreibungen der Kre- 
ditanstalt für Wiederaufbau und der Deutschen Ge- 
nossenschaftskasse, Demgemäß kann diesen Wert- 
papieren allerdings nicht der Charakter der Mündel- 
sicherheit, sondern nur der sog. Änlagesicherheit 
verliehen werden (s. unten zu Absatz 3). 

Absatz 2 bleibt unverändert. 

Absatz 3, der in seinem ersten Satze dem bisherigen 
§ 4 Abs. 3 entspricht, aber besser in den Zusam- 
menhang mit den Deckungsvorschriften paßt und 
daher in § 18 einzufügen war, hat einen Zusatz er- 
halten, um klarzustellen, daß die unter minder stren- 
gen Deckungsvorschriften stehenden Obligationen 
mit einer Laufzeit von weniger als 5 Jahren (Kas- 
senobligationen) zwar als anlagesicher, nicht aber 
als mündelsicher qualifiziert sind. 

Nr. 11 (§ 19) 

a) Die Neufassung des Absatzes 3 macht die Vor- 
schrift einerseits übersichtlicher, weil § 248 
Abs. 2 Satz 2 BGB inhaltlich übernommen und 
nicht mehr bloß zitiert ist, und dient andererseits 
dhr Klarstellung, weil nun besser zu erkennen 
ist, daß die Vorschrift sich nicht lediglich auf 
eigene Mittel der Landwirtschaftlichen Renten- 
bank, sondern auch auf von ihr nur durchgelei- 
tete bezieht, 

b) Nach § 4 Abs. 1 des zitierten Gesetzes kann das 
besondere Kündigungsrecht des § 247 Abs. 1 
BGB (wegen über 6 v. H. hinausgehender Zinsen) 
ausgeschlossen werden bei „Darlehen“, die zu 
einer auf Grund gesetzlicher Vorschriften gebil- 
deten besonderen Deckungsmasse für Schuldver- 
schreibungen gehören. Die Anwendbarkeit dieser 
Vorschrift auf die Landwirtschaftliche Renten- 
bank ist zweifelhaft, weil bei dieser nicht die 
Darlehen, sondern die für diese gestellten Sicher- 
heiten in der Deckungsmasse sind (vgl. § 18). Es 
handelt sich dabei um ein Problem, das auch 
schon in anderen Fällen dadurch aufgetreten ist, 
daß gesetzliche Vorschriften, die für das Direkt- 
kreditverhältnis erlassen sind, nicht ohne wei- 
teres auf die mittelbare Kreditgewährung eines 
Zentralinstitutes passen. Dieser Mangel soll durch 
die vorgeschlagene neue Bestimmung behoben 
werden. 
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Artikel II 

Da es nicht angebracht erscheint, bei der sog. Gene- 
ralgarantie des § 15 Abs. 4 die landwirtschaftlichen 
Betriebe im Saarland auszunehmen, andererseits 
aber das Gesetz über die Rentenbankgrundschuld 
vom 11. Mai 1949 im Saarland keine Gültigkeit er- 
langt hat, schafft diese Vorschrift eine analoge Re- 
gelungsmöglichkeit. 


A r t i k e 1 III b i s VI 

Hier handelt es sich um die üblichen Übergangs- 
und Schlußvorschriften. 
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